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Verkündet am:
10. Mai 1995 
Dietz
Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

des Herrn Eugen Straße

Klägers und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

die Versorgungsanstalt der D f l H B H P  rechtsfä­
hige Anstalt des öffentlichen Rechts, vertreten durch den 
Geschäftsführer, SflBpstraße iB, Sl

Beklagte und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. und
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Schmitz, den Richter 
Dr. Zopfs, die Richterin Dr. Ritter und die Richter Römer 
und Dr. Schlichting auf die mündliche Verhandlung vom 
10. Mai 1995

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 7. Zivilse­
nats des Oberlandesgerichts vom
20. Oktober 1994 wird auf Kosten des Klägers 
zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger wendet sich gegen die infolge von Satzungs­
änderungen vorgenommene Kürzung seiner Versorgungsrente.

Der Kläger war vom 1. Juli 1963 bis zum 31. Januar 
1982 Angestellter der D H H m  B M B W .  Er wurde bei 
der Beklagten für eine zusätzliche Alters- und Hinterblie­
benenversorgung zusatzversichert. Der Kläger hat vorgetra­
gen, die Beklagte habe durch die Neufestsetzung seiner Ver­
sorgungsrente mit Bescheid vom 30. November 1984 in seinen 
erworbenen Besitzstand eingegriffen. Die Beklagte könne 
nicht einseitig durch Satzungsänderungen seine vertraglich 
erworbene Versorgungsrente beschneiden. Zwischen den Par­
teien sei ein privatrechtliches Versicherungsverhältnis zu-
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Stande gekommen. Zur Wirksamkeit einer Satzungsänderung be­
dürfe es mithin der Zustimmung des einzelnen Arbeitnehmers 
als Versicherungsnehmer. Er habe der 32. Änderung der Sat­
zung der Versorgungsanstalt der D M B H H B B  B f l H H B H i  (VAPS) 
nicht zugestimmt. In seinem Verhalten könne auch keine kon­
kludente Zustimmung gesehen werden.

Der Kläger möchte festgestellt haben, daß die Leistun­
gen der Beklagten aus dem zwischen den Parteien bestehenden 
Versicherungsvertrag zum Zeitpunkt des Eintritts des Lei­
stungsfalles am 1. Februar 1982 nach den Bestimmungen der 
alten Satzung der Versorgungsanstalt vom 21. April 1949 und 
späteren begünstigenden Satzungsänderungen zu bestimmen 
sind.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
war erfolglos. Mit der zugelassenen Revision verfolgt der 
Kläger sein Klageziel weiter.

Entscheidunqsgründe:

Die Revision bleibt ohne Erfolg.

1. Das Berufungsgericht hat ausgeführt, der Kläger 
könne sich nicht darauf berufen, daß er seinen Versorgungs­
vertrag noch auf der Grundlage der Satzung von 1949 abge­
schlossen und weder der Neufassung der VAPS im Jahre 1969 
noch der maßgeblichen 32. Satzungsänderung zugestimmt habe. 
Auf die Versorgungsrente des Klägers sei die mit der 
32. Satzungsänderung in § 38 Abs. 2 2a bis 2c VAPS 69 ein-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

x *\ f \' // /
cX.y^

geführte Nettoarbeitsentgeltbegrenzung anzuwenden. Der Klä­
ger habe gegen den am 21. Dezember 1982 auf der Grundlage 
der VAPS 1969 ergangenen Erstbescheid trotz Rechtsmittelbe­
lehrung weder Einspruch eingelegt noch Klage erhoben. Mit 
Schreiben vom 16. September 1982 und 16. Januar 1983 habe 
er diese Erstberechnung akzeptiert. Er habe ferner die Aus­
zahlung der auf der Grundlage der VAPS 69 errechneten Ver­
sorgungsrente zweidreiviertel Jahre unwidersprochen entge­
gengenommen. Erst gegen die Bescheide vom 30. November 1984 
und 21. Dezember 1984 habe er Einspruch erhoben. Der Kläger 
habe seine Zustimmung folglich allein der für ihn nachtei­
ligen 32. Satzungsänderung versagt. Damit stelle er sich 
auf den Boden der VAPS 1969. Hierin liege eine konkludente 
Zustimmung zu diesem Regelungswerk. Das Einverständnis des 
Klägers umfasse sowohl die Bestimmungen, die der Gewährung 
von Versorgungsrente unmittelbar zugrunde lägen, als auch 
die Regelungen über den in der VAPS 69 vorgesehenen Ände­
rungsvorbehalt des § 16, der sich nach seinem Abs. 4 auch 
auf bestehende Versicherungsverhältnisse und bereits bewil­
ligte Renten beziehe, sowie die Fassung des § 20 Abs. 2 
über die Ausgestaltung der versicherungsrechtlichen Bezie­
hungen in dem Dreiecksverhältnis zwischen Versorgungskasse, 
beteiligtem Arbeitgeber und Versorgungsberechtigtem.

Diese Ausführungen enthalten keine Rechtsfehler. Sie 
stimmen mit der ständigen Rechtsprechung des Senats überein 
(vgl. BGHZ 103, 370, 378f.; Urteil vom 22. Mai 1985 - IVa 
ZR 106/83 - VersR 1985, 958 unter II).

2. Das Berufungsgericht hat die Revision zugelassen, 
weil es ihm zweifelhaft erschien, das bloße Hinnehmen nicht
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zu erkennender Veränderungen der Satzung als konkludente 
Zustimmung zu werten. Weder aus dem vorgedruckten Antrag 
noch aus dem Erstbescheid vom 21. Dezember 1982 sei erkenn­
bar, auf welche Fassung der Satzung sich die angegebenen 
Paragraphen bezögen. Der Bescheid vom 21. Dezember 1982 ha­
be auch nicht auf veränderte Satzungsbestimmungen hingedeu­
tet, da in der Neufassung noch keine für den Kläger nach­
teiligen Berechnungsgrundlagen normiert seien.

Aus diesen, vom Berufungsgericht herausgestellten Um­
ständen folgert die Revision, der Kläger habe einer Sat­
zungsänderung nicht, auch nicht konkludent zugestimmt. Für 
die Berechnung der Gesamtversorgung des Klägers sei die al­
te Satzung vom 21. April 1949 und spätere den Kläger nur 
begünstigende Änderungen maßgebend.

Dem ist nicht zu folgen. Der Kläger durfte, als er 
seinen Leistungsantrag vom 17. März 1982 stellte, nicht da­
von ausgehen, daß sich die Satzung der Beklagten seit 1949 
nicht mehr geändert habe. Dem bei einer Zusatzversorgungs­
kasse Versicherten ist bekannt, daß Regelungen der Satzung 
veränderten Umständen und neuen Erkenntnissen angepaßt wer­
den, wobei zur Wahrung der Interessen der Beteiligten auch 
die Tarifvertragsparteien mitwirken. Schon bei seinem Ein­
tritt in den öffentlichen Dienst mußte der Kläger damit 
rechnen, daß Änderungen der Satzung möglich sind (Senatsur­
teil vom 29. September 1993 - IV ZR 275/92 - VersR 1993, 
1505 unter 3). Soweit in dem Antragsformular Bestimmungen 
der Satzung angeführt sind, mußte der Kläger diese so ver­
stehen, daß sie sich auf die letzte Fassung der Satzung be­
ziehen. Wollte er Neufassungen nicht gelten lassen, hätte
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er dies zum Ausdruck bringen können und müssen. Das ist 
nicht geschehen. Sein Antrag ist deshalb aus der Sicht der 
Beklagten, der Erklärungsempfängerin, so aufzufassen, daß 
sich der Kläger durch den uneingeschränkten Leistungsantrag 
auf den Boden der Satzung in der letzten Fassung stellt und 
diese damit insgesamt konkludent anerkennt. Der vorliegende 
Fall ist deshalb zu dieser Frage nicht anders zu beurteilen 
als die bereits entschiedenen Fälle (aaO).

3. Im Zeitpunkt des Leistungsantrags des Klägers war 
mit § 20 VAPS schon bestimmt, daß Versicherungsnehmer nicht 
der einzelne Arbeitnehmer, sondern der Arbeitgeber ist 
(vgl. VAPS 69, Amtsblatt des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen vom 27. November 1969, Ausgabe A 
S. 1572). Ferner enthielt die Satzung mit § 16 bereits den 
Änderungsvorbehalt. Nach Abs. 1 dieser Bestimmung be-



schließt Satzungsänderungen die Vertreterversammlung. Gemäß 
Abs. 4 wirken Satzungsänderungen, wenn nichts anderes be­
stimmt ist, auch für die bestehenden Versicherungsverhält­
nisse und die bereits bewilligten Renten.

Folglich hat das Berufungsgericht rechtlich zutreffend 
ausgeführt, auf die Zustimmung des Klägers zur 32. Sat­
zungsänderung (Amtsblatt des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen vom 17. November 1983, S. 1619), mit der 
die Nettoarbeitsentgeltberechnung eingeführt wurde, komme 
es nicht an (vgl. auch BGHZ 103, 370, 381; Senatsurteil vom 
29. September 1993 aaO unter le).

Dr. Schmitz Dr. Zopfs Dr. Ritter

Römer Dr. Schlichting
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